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Was zählt

Zwischen 2007 und 2012 ist das 
Bruttoinlandprodukt (BIP) Italiens 
um 7,3% gefallen, in Grossbritan-

nien nur um 2,1%. In Deutschland nahm 
es 3% zu, in Brasilien gar 17,5%. Die Krise 
in Italien hat gewiss auch eine zyklische 
Komponente, die von den jüngsten Steuer-
erhöhungen und den hohen Realzinsen 
seit Mitte 2011 verschärft wurde. Die wah-
ren Ursachen sind indes strukturell.

Löhne und Arbeitskosten sind in den 
letzten Jahrzehnten zu stark gestiegen und 
haben die Wettbewerbsfähigkeit gesenkt. 
Italien hat sich zudem nicht genug auf 
Sektoren spezialisiert, in denen es stark 
ist. Die Bewegung der Produktionsfakto-
ren in Richtung wettbewerbsfähiger Bran-
chen wurde nicht gefördert. Die Staats-
ausgaben sind gestiegen und es wurde 
nichts unternommen, um die stetige Ver-
schlechterung des Geschäfts- und Investi-
tionsklimas aufzuhalten. Gleichzeitig ha-
ben einige Länder gelernt, Industriegüter 
herzustellen, die früher nur der Westen 
produzierte. Dazu gehören Brasilien, 
Russland, Indien und China – die Bric. In 
Brasilien betragen die Arbeitslöhne 20%, 
in China 8% der italienischen.

Der Staat raubt Produktivität
Die Arbeitskosten sind das Verhältnis zwi-
schen dem Bruttolohn – dem Lohn inklu-
sive Steuern und Sozialversicherung – und 
der Arbeitsproduktivität. Regierung, Arbeit-
nehmer und Unternehmen müssten in all 
diese Elemente heftig eingreifen, um die 
Ungleichgewichte zu beseitigen, die sich 
in den letzten zwanzig Jahren gegenüber 
den Bric aufgebaut haben.

Die italienische Arbeitsproduktivität ist 
in Luxusgütern wie Mode, Möbel und 
Sportwagen, im Kulturtourismus und in 
besonderen Agrarprodukten relativ hoch. 
Sie ist hingegen extrem tief im öffentli-
chen Sektor. Seit der Einführung des Euros 

haben die italienischen Regierungen eine 
Verschiebung der Produktionsfaktoren in 
Richtung der wettbewerbsfähigen Bran-
chen verhindert, statt sie zu fördern. Die 
weitere Absorbierung von Produktions-
faktoren von der öffentlichen Hand hat 
wesentlich dazu beigetragen.

Was die Lohnsteuer und die Sozialkos-
ten betrifft, so hat die Regierung von Ma-
rio Monti sie wenigstens nicht erhöht, da-
für aber die indirekten Steuern, vor allem 
auf Immobilien. Langfristig werden indes 
auch sie zu einem grossen Teil auf die 
Löhne überwälzt werden.

Adam Smith, der schottische Philosoph 
und Vater der modernen Volkswirtschafts-
lehre, hat genau verstanden, wie wichtig 
die Qualität der öffentlichen Ausgaben für 
den Grad der Umverteilung der Steuern 
auf die Löhne ist. Für die massive Über-
wälzung in Italien sind Korruption, exzes-
sive Toleranz des Staates gegenüber der 
organisierten Kriminalität und die Ineffi-
zienz von Justiz, Gesundheitswesen und 
der Universitäten mit verantwortlich.

Wegen der Steuererhöhung bleibt den 
Bürgern weniger Geld für private Güter 
und Dienstleistungen oder für das Sparen. 
Dieser Wohlfahrtsverlust könnte kompen-
siert werden, wenn zusätzliche Staatsaus-
gaben als nützlich empfunden würden. 
Doch dies ist kaum der Fall. Die Staats-
quote ist seit den 1960er-Jahren von 30 auf 
50% des BIP gestiegen. Wenn dabei die 
Leistungen des Staates nicht besser wer-
den, das Ausmass an Korruption und or-

ganisiertem Verbrechen gleich bleibt, 
sinkt der Grenzwert der Staatsausgaben in 
den Augen der Bürger. Die Ausweitung der 
Staatsquote führt damit langfristig zur 
Überwälzung von Steuern auf die Löhne. 
Denn um ihr Wohlfahrtsniveau zu halten, 
versuchen die Bürger höhere Vorsteuer-
löhne durchzusetzen.

Die ständigen Steuererhöhungen ha-
ben die Arbeitskosten über lange Zeit an-
geheizt. Dies schafft Arbeitslosigkeit, 
schmälert die Konkurrenzfähigkeit und 
belastet Exporte und Leistungsbilanz.

Smith hat auch erklärt, dass steigende 
Staatsausgaben dort das Wachstum am 
meisten beeinträchtigen und die Arbeits-
losigkeit erhöhen, wo dieser Umvertei-
lungseffekt hoch ist. Brasilien hat eine 
Staatsquote von 35%, der Höchstsatz für 
Einkommen- und Gewerbesteuern be-
trägt 27,5%. Allein daraus wird klar, wa-
rum das BIP in Brasilien von 2007 bis 2012 
3,5% pro Jahr gestiegen ist, während es in 
Italien rund 1,5% pro Jahr schrumpfte.

Ein Programm für Italien
Italien braucht eine grundsätzliche Re-
form der Rolle des Staates und deren Fo-
kussierung auf Bildung, Verteidigung, Jus-
tiz, Schutz des Kunstvermögens und der 
Landschaft. In ein solches Programm ge-
hören insbesondere:

1. eine massive Verlagerung der Produk-
tionsfaktoren in Richtung jener Branchen, 
in denen Italien auch gegenüber den Bric 
wettbewerbsfähig ist;
2. ein schonungsloser Kampf gegen orga-
nisiertes Verbrechen und Korruption;
3. eine totale Umwälzung des zerrütteten 
Verhältnisses zwischen Steuerverwaltung 
und Bürgern. Die Steuerverwaltung setzt 
zu oft ohne Not polizeiliche Methoden 
ein. Leider hat die Regierung Monti die 
Lage hier verschlechtert;

4. die Abschaffung der Agentur Equitalia, 
die für den Staat Steuern und Bussen ein-
treibt. Ihre Zinsen würden wahrscheinlich 
von den europäischen Gerichten als Wu-
cher verurteilt;
5. eine Reorganisation der Polizeibehör-
den: nur schon die drei wichtigsten verfü-
gen über 220 000 Mann. Einige könnten 
abgeschafft werden, vielleicht gerade auch 
die Steuerpolizei. Sie verfügt allein über 
80 000 Mann und ist mehr als alle anderen 
in Korruptionsfälle verwickelt;
6. die Förderung der Verbreitung des Inter-
nets, dessen Verwendung noch unter-
durchschnittlich ist;
7. die Zentralisierung von Aufgaben, die 
derzeit den Regionen obliegen;
8. die Abschaffung von etwa fünfzehn 
Universitäten in kleinen Städten;
9. die Durchsetzung der Leistung als wich-
tigstes Kriterium für Wahl und Förderung 
von Beamten.

Damit einhergehen muss die drastische 
Kürzung der Staatsausgaben, verteilt auf 
mindestens zehn Jahre. Die Staatsquote 
müsste sich von derzeit 50% wieder auf 
30% – das Niveau von 1960 – zurückzie-
hen. Die Höchstsätze von Einkommen- 
und Gewerbesteuersatz sollten von den 
aktuellen rund 50% auf etwa 27% gekürzt 
werden. Dies ist nicht einfach umzusetzen 
– und vielleicht politisch unmöglich. Da-
her muss sich die italienische Regierung 
beim Internationalen Währungsfonds 
(IWF), bei der Europäischen Zentralbank 
(EZB) und der EU vertraglich verpflichten. 
Nur so werden die Investoren ihre lang-
fristigen Erwartungen von Wachstum und 
Schuldentragfähigkeit in Italien ändern.

Giuseppe Tullio ist emeritierter Professor 
für Ökonomie. Er lehrte u. a als Bundes-
bankprofessor und war Wirtschaftsberater 
Italiens, der EU-Kommission sowie Öko-
nom bei der Banca D’ Italia und beim IWF.

Rom braucht ein neues Rollenverständnis des Staates
Die notwendigen Reformen in Italien müssen viel tiefer gehen als bisher – Steigende Steuern haben die Arbeitslöhne über Jahrzehnte 
angeheizt – Zur glaubwürdigen Schuldenreduktion sollte sich Italien gegenüber IWF, EZB und EU verpflichten  Giuseppe Tullio

Würden die Chinesen pro Kopf der Bevölkerung so viele 
Waren und Dienstleistungen ausführen wie die Amerikaner, 
die Deutschen oder auch die Schweizer, dann würden sie die 
bisherigen Exportnationen weitgehend verdrängen. Doch 
die Volksrepublik will ihr Wirtschaftsmodell ohnehin umstel-
len, weg von der Investitions- und Exportlastigkeit hin zu 
einem höheren Anteil des privaten Konsums am Brutto
inlandprodukt. Die USA hingegen erfahren eine allmähliche 

Reindustrialisierung, besonders wegen der günstigen Ener-
giepreise (Schiefergas). Das spricht dafür, dass die Importe in 
die USA ab- und die Exporte zunehmen werden. Auf Rang 
drei der grossen Exportnationen folgt Deutschland, klar vor 
Japan. In Europa liegt der deutsche Export weit vorn, weil 
das Sortiment auch und gerade auf den Bedarf rasch wach-
sender Volkswirtschaften in Asien und Lateinamerika zuge-
schnitten ist. Die Niederlande sind auf dem Weg, Frankreich 

einzuholen, mit rund viermal kleinerer Bevölkerung. Indiens 
Exportvolumen ist gemessen an der Bevölkerung erst margi-
nal; auch die einwohnerreichen aufstrebenden Länder Brasi-
lien, Indonesien und Türkei sind noch keine sehr bedeuten-
den Exporteure. Insgesamt zeigt sich, dass in der Aussen
handelsstruktur die traditionellen westlichen Exporteure 
plus Japan und Südkorea nach wie vor die eine Welt, die 
Schwellenländer noch die andere sind.� MR

Das Verhältnis zwischen 
Steuerverwaltung und 
Bürger muss grundlegend 
verändert werden.


